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Abstimmungsverhalten des Landes Rheinland-Pfalz in der 1021. Sitzung des 
Bundesrates am Freitag, 20. Mai 20221: 
 
Zustimmung zu den Empfehlungen und Vorschlägen in Umdruck 4/2022 (gemeinsame 
Abstimmung nach § 29 Absatz 2 GO, sog. „Grüne Liste“).  
 
 
Zu den weiteren Tagesordnungspunkten: 
 
1. Wahl des Vorsitzenden des Gesundheitsausschusses 

gemäß § 12 Absatz 3 GO BR 
Drucksache 177/22 

 
Zustimmung wie Wahlvorschlag. 
 
 

 
6. Entwurf eines Gesetzes zur Ermöglichung digitaler Mitgliederversammlungen im 

Vereinsrecht 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 193/22 
 

Ausschusszuweisung. 
  

                                                           
1 siehe auch die Erläuterungen am Ende des Dokuments 



 
 

7.  Entschließung des Bundesrates "Stärkung des Einsatzes von RC-Baustoffen" 

Antrag des Freistaates Bayern 
Drucksache 139/22 
Drucksache 139/1/22 
 

Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Empfehlungsdrucksache 139/1/22. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

 
 
 
8. Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1152 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 über transparente und vorhersehbare 
Arbeitsbedingungen in der Europäischen Union im Bereich des Zivilrechts 

 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 154/22 
Drucksache 154/1/22 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 154/1/22 ohne die Ziffern 1, 2, 6, 8, 9 
und 11. 
 
 
 

11.  Entwurf eines Achten Gesetzes zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 156/22 
Drucksache 156/1/22 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 156/1/22 ohne die Ziffern 1, 3, 4a und b, 
5 und 6. 
 
 
 

12.  Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung der Abgabenordnung und des 
Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 157/22 
 

Zustimmung zu keine Einwendungen. 
  



 
 

13.  Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Errichtung eines 
Sondervermögens "Energie- und Klimafonds" 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 158/22 
Drucksache 158/1/22 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 158/1/22. 
 
 
 

15.  Entwurf eines Siebenundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes (27. BAföGÄndG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 160/22 
Drucksache 160/1/22 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 160/1/22. 
 
 
 

16.  Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches - Aufhebung des 
Verbots der Werbung für den Schwangerschaftsabbruch (§ 219a StGB), zur Änderung 
des Heilmittelwerbegesetzes und zur Änderung des Einführungsgesetzes zum 
Strafgesetzbuch 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 161/22 
 

Zustimmung zu keine Einwendungen. 
 
 
 

18.  Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung der Regelungen zur Umsetzung der 
Digitalisierungsrichtlinie und zur Änderung weiterer Vorschriften 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 171/22 
Drucksache 171/1/22 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 171/1/22 ohne Ziffer 1. 
  



 
 

19.  Entwurf eines Gesetzes zu Sofortmaßnahmen für einen beschleunigten Ausbau der 
erneuerbaren Energien und weiteren Maßnahmen im Stromsektor 

 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 162/22 
Drucksache 162/1/22 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlugsdrucksache 162/1/22 ohne die Ziffern 3, 6, 8, 14, 20, 
22, 26, 28, 31 bis 34, 49, 52 bis 55, 58, 59, 65, 67 bis 69, 71, 72 und 77 Buchst. g 2. Satz. 
Zustimmung zu den Plenaranträgen in den Drucksachen 162/2/22 und 162/3/22. 
 
 
 

20. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Windenergie-auf-See-Gesetzes 
und anderer Vorschriften 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 163/22 
Drucksache 163/1/22 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 163/1/22 ohne Ziffer 4.  
Zustimmung zum Plenarantrag in der Drucksache 163/2/22. 
 
 
 

21.  Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Energiewirtschaftsrechts im 
Zusammenhang mit dem Klimaschutz-Sofortprogramm und zu Anpassungen im 
Recht der Endkundenbelieferung 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 164/22 
Drucksache 164/1/22 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 164/1/22 ohne die Ziffern 3 bis 5, 8, 13, 
29 bis 31, 34, 36, 38, 40, 42, 44, 50 und 53.  
Keine Zustimmung zum Plenarantrag in der Drucksache 164/2/22.  

  



 
 

25.  Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 im Hinblick auf die Abwicklungsdisziplin, 
die grenzüberschreitende Erbringung von Dienstleistungen, die aufsichtliche 
Zusammenarbeit, die Erbringung bankartiger Nebendienstleistungen und Anforderungen 
an Zentralverwahrer in Drittländern, COM(2022) 120 final; Ratsdok. 7374/22 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 138/22 
zu Drucksache 138/22 
Drucksache 138/1/22 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 138/1/22. 
 
 
 

27.  Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung 
der Richtlinien 2005/29/EG und 2011/83/EU hinsichtlich der Stärkung der Verbraucher 
für den ökologischen Wandel durch besseren Schutz gegen unlautere Praktiken und 
bessere Informationen, COM (2022) 143 final 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 143/22 
zu Drucksache 143/22 
Drucksache 143/1/22 
 

Stellungahme gemäß Empfehlungsdrucksache 143/1/22. 
 
 
 

30.  Verordnung über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen 
nach dem Barrierefreiheitsstärkungsgesetz (Verordnung zum 
Barrierefreiheitsstärkungsgesetz - BFSGV) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 149/22 
Drucksache 149/1/22 
 

Keine Zustimmung zur Maßgabe gemäß Ziffer 1 der Empfehlungs-drucksache 149/1/22.  
Zustimmung zur unveränderten Verordnung gemäß Ziffer 2. 
Zustimmung zum Plenarantrag in der Drucksache 149/2/22. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung.  

  



31.  Sechste Verordnung zur Änderung der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 150/22 
Drucksache 150/1/22 
 

Zustimmung zur Verordnung nach Maßgabe gemäß Ziffer 1 der Empfehlungsdrucksache 
150/1/22. 
Hilfsweise Zustimmung unverändert gemäß Ziffer 2. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung. 
 
 
 

33.  Verordnung zur Regelung des Betriebs von Kraftfahrzeugen mit automatisierter und 
autonomer Fahrfunktion und zur Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 86/22 
Drucksache 86/1/22 
 

Zustimmung zur Verordnung nach Maßgaben gemäß Empfehlungsdrucksache 86/1/22 
ohne Ziffer 7.  
Zustimmung zur Begleitentschließung gemäß Ziffern 29 bis 32. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung.  
 
 
 

36.  Gesetz zur Regelung eines Sofortzuschlages und einer Einmalzahlung in den sozialen 
Mindestsicherungssystemen sowie zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und 
weiterer Gesetze 

gemäß Artikel 104a Absatz 4 GG 
Drucksache 204/22 
Drucksache 204/1/22 
 

Zustimmung zum Gesetz sowie zur Begleitentschließung gemäß Empfehlungsdruck-
sache 204/1/22 ohne die Ziffern 3, 4. 
Keine Zustimmung zum Plenarantrag in der Drucksache 204/2/22. 
 
 

37.  Steuerentlastungsgesetz 2022 

gemäß Artikel 105 Absatz 3 GG 
Drucksache 205/22 
Drucksache 205/1/22 
 

Zustimmung zum Gesetz gemäß Ziffer 1 der Empfehlungsdrucksache 205/1/22. 
Zustimmung zur Begleitentschließung gemäß Ziffer 2.  



 
 

40.  Gesetz zur Änderung des Energiesicherungsgesetzes 1975 und anderer 
energiewirtschaftlicher Vorschriften 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 208/22 
zu Drucksache 208/22 
Drucksache 208/1/22 
 

Zustimmung zum Gesetz gemäß Ziffer 1 der Empfehlungsdrucksache 208/1/22. 
Zustimmung zum Fassen der Begleitentschließung ohne Ziffer 4 Spiegelstriche 7 und 8. 
 
 
 

41.  Entschließung des Bundesrates zur angekündigten Gigabitstrategie der 
Bundesregierung 

Antrag der Länder Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-
Pfalz, Schleswig-Holstein 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 209/22 
 

Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung und zum Fassen der Entschließung. 
 
 
 

42.  Entwurf eines Gesetzes über die Finanzierung der Beseitigung von Rüstungsaltlasten in 
der Bundesrepublik Deutschland (Rüstungsaltlastenfinanzierungsgesetz - RüstAltlFG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Brandenburg 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 212/22 
 

Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung und zur Einbringung beim Deutschen 
Bundestag. 
 
 
 

45.  Erstes Gesetz zur effektiveren Durchsetzung von Sanktionen 
(Sanktionsdurchsetzungsgesetz I) 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 218/22 
 

Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses lag nicht vor. 
  



 
 

46.  Gesetz zur Änderung des Energiesteuerrechts zur temporären Absenkung der 
Energiesteuer für Kraftstoffe (Energiesteuersenkungsgesetz - EnergieStSenkG) 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 219/22 
 

Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses lag nicht vor. 
 
 
 

47.  Siebtes Gesetz zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes 

gemäß Artikel 106a Satz 2 GG 
Drucksache 220/22 

 
Zustimmung zum Gesetz. 
Zustimmung zu dem Plenarantrag in der Drucksache 220/1/22.  

 
 
 

48.  Gesetz zur Beschleunigung des Einsatzes verflüssigten Erdgases (LNG-
Beschleunigungsgesetz - LNGG) 

gemäß Artikel 72 Absatz 3 Satz 2 GG 
Drucksache 221/22 

 
Zustimmung zum Gesetz. 



Umdruck 4/2022 („Grüne Liste“) 

Betr.: 1021. Sitzung des Bundesrates am Freitag, dem 20. Mai 2022, 9.30 Uhr 

Zu den Punkten 2 bis 5, 9, 10, 14, 17, 22 bis 24, 26, 28, 29, 32, 34, 35, 38, 39, 43 und 44 der 
Tagesordnung der 1021. Sitzung des Bundesrates am Freitag, dem 20. Mai 2022, möge der 
Bundesrat gemäß den vorliegenden Empfehlungen und Vorschlägen beschließen: 

I. 

Zu den Gesetzen einen Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht zu stellen:  

2. Gesetz zur Änderung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 178/22 
Ausschussbeteiligung - FJ - 

4. Gesetz zur Absenkung der Kostenbelastungen durch die EEG-Umlage und zur 
Weitergabe dieser Absenkung an die Letztverbraucher 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 181/22 
Ausschussbeteiligung - Wi - AIS - 

38. Gesetz zum Übergang des Bewacherregisters vom Bundesamt für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle auf das Statistische Bundesamt 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 206/22 
Ausschussbeteiligung - In - 



39. Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Einsetzung eines Nationalen 
Normenkontrollrates 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 207/22 
Ausschussbeteiligung - R - 

II. 

Dem Gesetz zuzustimmen:  

3. ... Gesetz zur Änderung des Rennwett- und Lotteriegesetzes 

gemäß Artikel 105 Absatz 3,  
Artikel 108 Absatz 5 Satz 2 GG 
Drucksache 179/22 
Ausschussbeteiligung - Fz - 

III. 

Den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG beim Deutschen Bundestag einzubringen 
und gemäß § 33 GO BR einen Beauftragten zu bestellen: 

5. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Länder Nordrhein-Westfalen und Hamburg 
Drucksache 135/22 
Drucksache 135/1/22 
Ausschussbeteiligung - R - In - 



IV. 

Zu den Gesetzentwürfen die in den zitierten Empfehlungsdrucksachen wiedergegebenen 
Stellungnahmen abzugeben:  

9. Entwurf eines Gesetzes zur Rentenanpassung 2022 und zur Verbesserung von 
Leistungen für den Erwerbsminderungsrentenbestand (Rentenanpassungs- und 
Erwerbsminderungsrenten-Bestandsverbesserungsgesetz) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 170/22 
Drucksache 170/1/222 
Ausschussbeteiligung - AIS - Fz - 

14. Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Verordnung (EU) 2021/784 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2021 zur Bekämpfung der 
Verbreitung terroristischer Online-Inhalte und zur Änderung weiterer Gesetze 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 159/22 
Drucksache 159/1/22 
Ausschussbeteiligung - In - K - Wi - 

17. Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung des Haager Übereinkommens vom 2. Juli 
2019 über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen sowie zur Änderung der Zivilprozessordnung 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 166/22 
Drucksache 166/1/22 
Ausschussbeteiligung - R - 

                                                           
2-Fz empfiehlt, keine Einwendungen zu erheben. 



V. 

Gegen die Gesetzentwürfe keine Einwendungen zu erheben:  

10. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Hopfengesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 155/22 
Ausschussbeteiligung - AV - 

22. Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 29. Oktober 2021 zur Änderung des 
Abkommens vom 7. Oktober 2011 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Mauritius zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und der 
Steuerverkürzung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 165/22 
Ausschussbeteiligung - Fz - 

VI. 

Entlastung zu erteilen:  

23. Entlastung der Bundesregierung wegen der Haushaltsrechnung und 
Vermögensrechnung des Bundes für das Haushaltsjahr 2020 

gemäß Artikel 114 GG und § 114 BHO 
Drucksache 609/21 
Drucksache 836/21 
Drucksache 172/22 
Ausschussbeteiligung - Fz - 



VII. 

Zu den Vorlagen die Stellungnahmen abzugeben, die in der jeweils zitierten 
Empfehlungsdrucksache wiedergegeben sind:  

24. Vorschlag für eine Empfehlung des Rates über einen europäischen Ansatz für 
Microcredentials für lebenslanges Lernen und Beschäftigungsfähigkeit, COM(2021) 
770 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 14/22 
Drucksache 14/1/223 
Ausschussbeteiligung - EU - AIS - K - 

- Wi - 

26. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Verordnung (EU) 2017/1938 des Europäischen Parlaments und des Rates 
über Maßnahmen zur Gewährleistung der sicheren Gasversorgung sowie der 
Verordnung (EG) Nr. 715/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Bedingungen für den Zugang zu den Erdgasfernleitungsnetzen, COM(2022) 135 final; 
Ratsdok. 7406/22 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 144/22 
zu Drucksache 144/22 
Drucksache 144/1/224 
Ausschussbeteiligung - EU - U - Wi - 

                                                           
3-AIS empfiehlt Kenntnisnahme. 
4-U empfiehlt Kenntnisnahme. 



28. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über 
geografische Angaben der Europäischen Union für Wein, Spirituosen und 
landwirtschaftliche Erzeugnisse und über Qualitätsregelungen für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse sowie zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1308/2013, (EU) 
2017/1001 und (EU) 2019/787 und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 
COM(2022) 134 final 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 147/22 
Drucksache 147/1/225 
Ausschussbeteiligung - EU - AV - K - 

- U - 

VIII. 

Den Vorlagen ohne Änderung zuzustimmen:  

29. Dritte Verordnung zur Änderung von Vordrucken für das arbeitsgerichtliche 
Mahnverfahren (3. AGMahnVordrVÄndV) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 110/22 
Ausschussbeteiligung - AIS - R - 

32. Sechste Verordnung zur Änderung der Mitteilungsverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 142/22 
zu Drucksache 142/22 
Ausschussbeteiligung - Fz - Wi - 

                                                           
5-K und U empfehlen Kenntnisnahme. 



34. Vierte Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Änderung der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift Lebensmittelhygiene 

gemäß Artikel 84 Absatz 2 GG 
Drucksache 167/22 
Ausschussbeteiligung - AV - 

IX. 

Zu den Verfahren, die in der zitierten Drucksache bezeichnet sind, von einer Äußerung und 
einem Beitritt abzusehen: 

35. Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 

Drucksache 180/22 
Ausschussbeteiligung - R - 

X. 

Entsprechend den Anregungen und Vorschlägen zu beschließen:  

43. Benennung eines stellvertretenden Mitglieds für den Eisenbahninfrastrukturbeirat 

gemäß § 4 Absatz 4 BEVVG 
Antrag des Saarlandes 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 215/22 
 

44. Benennung eines Mitglieds und eines stellvertretenden Mitglieds für den Beirat der 
Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und 
Eisenbahnen 

gemäß § 5 BEGTPG 
Antrag des Saarlandes 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 216/22 
 



Erläuterungen: 
 
Art und Umfang der Mitwirkungsrechte des Bundesrates 
Die Länder wirken gemäß Artikel 50 Grundgesetz bei der Gesetzgebung und der Verwaltung 
des Bundes und in Angelegenheiten der Europäischen Union mit. Art und Umfang der 
Mitwirkungsrechte richten sich nach der jeweiligen Vorlage. Die häufigsten Vorlagen sind: 
 

a) Gesetzentwürfe der Bundesregierung 
Noch bevor sich der Deutsche Bundestag mit einem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
befasst, kann der Bundesrat zu dem Entwurf Stellung nehmen oder keine Einwendungen 
beschließen. Eine Stellungnahme des Bundesrates wird dem Bundestag dann in der 
Regel gemeinsam mit dem Gesetzentwurf zugeleitet.  
 
b) Gesetzesbeschlüsse des Deutschen Bundestages 
Bei zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat nach der Verabschiedung 
durch den Bundestag den Vermittlungsausschuss anrufen, dem Gesetz zustimmen oder 
nicht zustimmen.  
 
Bei nicht zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat den Vermittlungsaus-
schuss anrufen oder das Gesetz passieren lassen. Nach einem abgeschlossenen 
Vermittlungsverfahren kann der Bundesrat Einspruch gegen ein vom Bundestag 
beschlossenes nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz einlegen oder das Gesetz passieren 
lassen. 
 
An der Eingangsformel eines Gesetzes lässt sich erkennen, ob es sich nach Auffassung 
des Urhebers um ein zustimmungsbedürftiges oder nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz 
handelt. Sie lautet entweder "Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen" oder "Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen". Weitere Erläuterungen siehe 
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-einspr/zust-einspr.htm. 
 
c) Gesetzesinitiativen der Länder 
Der Bundesrat hat neben Bundestag und Bundesregierung ein Initiativrecht in der 
Gesetzgebung. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrerer Länder beschließen, 
einen Gesetzentwurf mit oder ohne Maßgaben (=Änderungen gegenüber der Vorlage) 
beim Deutschen Bundestag einzubringen. 
 
Weitere Erläuterungen zum Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens sind unter 
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html abrufbar. 
 
d) Entschließungsanträge der Länder 
Als politische Ergänzung des Initiativrechts kann das parlamentarische Mittel der 
Entschließung eingesetzt werden. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrer 
Länder beschließen, eine Entschließung mit oder ohne Maßgaben zu fassen. 
Entschließungen sind rechtlich jedoch nicht verbindlich. 
 
e) EU-Vorlagen 
Neben einem umfassenden Informationsanspruch hat der Bundesrat die Möglichkeit, der 
Bundesregierung gegenüber Stellungnahmen zu allen EU-Vorlagen abzugeben, die 
Länderinteressen berühren. Der Bundesrat kann seine Stellungnahmen auch der EU-
Kommission direkt übermitteln. 

http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-einspr/zust-einspr.htm
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html


Erläuterungen zur Mitwirkung in Europäischen Angelegenheiten sind unter 
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html abrufbar. 
 
f) Rechtsverordnungen 
Der Bundesrat befasst sich mit Rechtsverordnungen der Bundesregierung oder einzelner 
Bundesministern, sofern diese zustimmungsbedürftig sind. Einer solchen Verordnung 
kann der Bundesrat mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr die Zustimmung 
versagen. 
Der Bundesrat hat zudem ein eigenes Antragsrecht für Rechtsverordnungen. Er kann der 
Bundesregierung auf Antrag eines oder mehrerer Länder Vorlagen für den Erlass von 
Verordnungen mit oder ohne Maßgaben zuleiten. 
 
g) Allgemeine Verwaltungsvorschriften 
Ebenso wie Rechtsverordnungen sind auch zahlreiche Allgemeine Verwaltungs-
vorschriften von der Zustimmung des Bundesrates abhängig, wenn durch diese 
Vorschriften Kompetenzen der Länder berührt werden. Der Bundesrat kann einer solchen 
Verwaltungsvorschrift mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr nicht zustimmen. 
 
h) Berichte der Bundesregierung 
Der Bundesrat kann zu einem Bericht der Bundesregierung Stellung oder ihn zur Kenntnis 
nehmen. 
 
i) Benennungen von Gremienvertretern des Bundesrates  
Der Bundesrat hat aufgrund verschiedener Vorschriften die Möglichkeit, Gremienvertreter, 
z.B. in Bundesanstalten oder EU-Gremien, zu benennen. 
 
j) Verfahren vor dem Verfassungsgericht 
Der Bundesrat kann sich zu Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht äußern oder 
seinen Beitritt erklären.  
 
 

Ausschussempfehlungen und Plenaranträge, sofortige Sachentscheidung 
In der Regel werden alle Vorlagen von den fachlich zuständigen Ausschüssen beraten. Diese 
geben dem Bundesrat Empfehlungen ab, die in der sog. Empfehlungsdrucksache veröffentlicht 
werden. Die Empfehlungsdrucksache hat in der Regel die Ziffer „1“ in der 
Drucksachennummerierung eingeschoben. Die Grunddrucksache 123/14 beispielsweise hat 
die zugehörige Empfehlung in Drs. 123/1/14. 
Der Bundesrat stimmt in der Regel über die einzelnen Ziffern einer Empfehlungsdrucksache 
ab. 
 
Der Bundesrat stimmt weiterhin über Plenaranträge eines oder mehrerer Länder ab. Diese 
werden ebenfalls in einer Drucksache veröffentlicht; in der Regel werden die Ziffern 2 
fortfolgende in die Drucksachennummerierung eingeschoben, beispielsweise Drs. 123/2/14, 
123/3/14. 
 
Haben Ausschussberatungen nicht stattgefunden oder sind sie noch nicht abgeschlossen, 
kann ein Land die sofortige Entscheidung in der Sache beantragen. Der Bundesrat stimmt 
dann in der Regel zunächst über den Antrag auf sofortige Sachentscheidung ab. 
 

http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html


Im Bundesrat wird in der Regel durch Handaufheben abgestimmt. Allgemein stellt der 
Bundesratspräsident nur die Ja-Stimmen und damit die Mehrheit oder Minderheit fest. Weitere 
Hinweise zur Stimmabgabe im Bundesrat finden sich unter 
http://www.bundesrat.de/DE/bundesrat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html. 
 
 
Die angegebenen Drucksachen des Bundesrates sind unter 
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/dokumente-node.html abrufbar.  
Inhaltliche Erläuterungen zu allen Tagesordnungspunkten der 1021. Plenarsitzung sind unter 
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/1021/download/1021-erlaeuterungen.pdf abrufbar. 
Plenarprotokolle sind unter 
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenarprotokolle-node.html abrufbar. 

http://www.bundesrat.de/DE/bundesrat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/dokumente-node.html
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/10%20x%20x/download/10%20x%20x-erlaeuterungen.pdf
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenarprotokolle-node.html

